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welches gleichfalls das Abschieds-Zeugniß der entlassenden, sowie den Miethvertrag der
annehmenden Herrschaft aufnimmt.

(Für diese Gesinbebücherist in der Adresse an des Königs Majestät die Stempel,
fretheit erbeten worden.)

Umgearbeiteter Entwurf
eines

Grundsteuer-Gesetzes für die westlichen Provinzen.

Nachdem die im Jahre 1820 von Uns angeordnete Aufnahme eines Grundsteuer-Ka¬
tasters in den beiden westlichenProvinzen Rheinland und Westphalen nunmehr im
Wesentlichen beendigt ist, finden Wir nöthig, nach Anhörung des Gutachtens Unserer
getreuen Stände :c. wegen Veranlagung und Erhebung der Grundsteuer in den gedachten
Provinzen, Folgendes zu verordnen.

8 1. Die von den beiden westlichen Provinzen zu entrichtendeGrundsteuer wird i. «,«,«.
nach Verhältniß der ermittelten Katastral«Erträge entrichtet, dergestalt, daß alle steuer- s""""'
PflichtigenGegenständenach gleichem Prozentsätze belastet werden. — Um die durch das
Grundsteuer-Kataster ermittelten Katastral-Erträge nach Vorschrift Unserer Ordre vom
25. November 1827 den wirklichennachhaltigen Rein - Erträgen möglichst zu nähern,
werden die erstcrn nach dem Antrage Unserer getreuen Stände um ^ vermindert, so daß
bis zu einer in gleichem Wege zu regelnden Festsetzung'/, des ermittelten Katastral«
Ertrages als derjenige Rein-Ertrag angenommenwerden, welcher nach dem Gesetze vom
30. Mai 1820 höchstens mit 20 7« besteuertwerden darf.

Die von den beiden westlichen Provinzen zu entrichtende Grundsteuer-Hauptsumme
wird alsdann, soweit sie von dem Grundsteuer-Kataster abhängig ist, nur dadurch ver«
ändert weiden, daß zur Zeit unbcstcuerte Grundstückebesteuert werden, oder steuer¬
pflichtige in die Klasse der unbesteuertenübergehen, unbeschadet der im Vordersatz vor«
behaltcncn Verminderung.

Alle andere Veränderungen in der Anzahl und im Katastral-Ertrage der steuer¬
pflichtigenGegenstände haben auf die Grundstcuer-Hauptsummeleinen Einfluß, sondern
willen nur auf den Prozentsatz der Steuer.
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§ 2. Außer der Grundsteuer-Hauptsumme haben die Grundsteucrpflichtigenaufzu¬
bringen:

». die Kosten der Elementar-Steuer-Erhcbung;
I». einen Fonds zur Übertragung der Ausfälle, inglcichen zur Zahlung der noth¬

wendige» Erlasse und Unterstützungen;
o. die Kosten, welche aufgewendet werden müssen, um die Katasterkarten, Flur¬

bücher und Mutterrollen durch Umarbeitungen und periodische Revisionen mit
der Gegenwart in Uebereinstimmungzu erhalten;

6. einen Veitrag zu den durch die Fortschrcibung des Güterwechscls entstehenden
Kosten.

8 3. Die Beischläge zur Bestreitung der Elementar-Crhebungskostcn (8 2. zu ».)
sollen, insoweit dies nicht bereits geschehen ist, überall auf drei Prozent der Grundstcucr-
Hauptsumme und aller Beischläge ermäßigt werden.

Für die im § 2. zu K. und e. bezeichneten Zwecke sind für setzt überall gleichmäßig
zwei Prozent der Grundsteuer-Hauptsumme auszuschlagcn. Davon werden, unter Vor¬
behalt künftig zulässiger Ermäßigung, 1'/- Prozent dem Grundsteuer-Dcckungsfonds
jedes Regierungsbezirks überwiesen. Mittelst des Mehrbetrages von '/, Prozent wird
ein für alle Regierungsbezirke der westlichenProvinzen gemeinschaftlicher Fonds gebildet,
der zunächst nach der Anweisung des Finanzministcrs auf die Erhaltung des Katasters
zu verwenden ist, nötbigcnfalls aber auch zur Verstärkungdes Grundsteuer-Dcckungsfonds
dient, wenn die demselben überwicsenen 1^ Prozent der Grundsteuer-Hauptsumme in
einzelnen Jahren nicht hinreichen, um die vorkommenden Ausfälle oder die nach den
bestehendenVorschriften zu gewährenden Erlasse zu decken, und die nach dem Ermessen
des Finanzministcrs unabweislichcn Unterstützungenzu bewilligen. Der auf diese Weise
dem Deckuugsfoudseines Regierungsbezirks zu gewährende Zuschuß darf jedoch <u keinem
Jahre den Betrag des innerhalb des Regierungsbezirks für die Erhaltung des Katasters
aufgebrachten halben Prozents der Gruudstcuer-Hauptsumincübersteigen.

Ob künftig noch andere Geldmittel auf die Erhaltung des Katasters zu verwenden
und wie dieselben aufzubringen seyn werden, inglcichenob der Beitrag zu den Kosten
der Fortschrcibung fernerhin in der jetzigen Form der Fortschreibnngsgcbübrcnoder auf
andere Weise erhoben werden soll, behalten Wir Uns vor, nach vernommenem Gut¬
achten Unserer getreuen Stände näher zu bestimmen, wenn wegen der Einrichtung der
periodischen Revisionen und der Fortschrcibung definitive Anordnungen getroffen seyn
werben.

II. Llcucr« 3 4. Die von den westlichen Provinzen nach den 88 1. bis 3. zu entrichtende
Pflichtige m,d Grundsteuer haftet auf dem stcucrbarcn Rcin - Ertrage (8 15.) aller steuerpflichtigen
Gegcnsmndc,Grundstückeinnerhalb der Grenzen dieser Provinzen.

8 5. Aller Grund und Boden, der weder einen Ertrag bringt, noch kulturfähig
ist, kaun hiernach nicht besteuert werden.
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z L. Von der Besteuerung nach den §8 1. bis 3. ausgenommen sind alle dem
Staate, den Provinzen, den Kreisen oder den Gemeinden gehörige Grundstücke,in sofern
sie zu einem öffentlichenDienste oder Gebrauchebestimmtsind, insonderheit also:

1. alle Gassen, Plätze, Brücken, Land- und Heerstraßen, Fahr- und Fußwege,
Ströme, Flüsse, Bäche, Brunnen, schiffbare Kanäle, Häfen, Wcrfte, Ablagen,
Festungswerke, Erercierplätze, Kirchhöfe, Vegräbnißplätze, Spaziergänge, Zust¬
und botanische Gärten, bei denen die obigen Bedingungen vorhanden sind,
ferner die dem Staate, den Provinzen, den Kreisen oder Gemeinden gehörigen,
lediglich zur Vepflanzung öffentlicherPlätze, Straßen und Anlagen bestimmten
Baumschulen, oder lediglich zur Uferbefestigung öffentlicherStröme oder Flüsse
dienenden Weidcnpflanzungen;

2. KöniglicheSchlösserund alle dem Staate, den Provinzen, den Kreisen oder den
Gemeinden gehörige Gebäude, in sofern sie zum Gebrauche öffentlicherBehörden
oder zu Dienstwohnungen der Beamten bestimmtsind, als: Militair-, Negier-
ungs-, Justiz-, Polizei-, Steuer- und Postvcrwaltungs-Gebäude, Kreis- und
Gemeindehäuser; ferner Kirchen, Kapellen und andere dem Gottesdienste gewid¬
mete Gebäude, Dienstwohnungen der Erzbischöfe, der Bischöfe, der Dom- und
Curat- oder Pfarrgcistlichen, der Gymnasial-, Seminar- und Schullchrer,
Bibliotheken, Museen, Univcrsitäts- und Seminar-, und alle andere zum
Unterrichte bestimmteGebäude, Armen- und Krankenhäuser, Vesserungs-, Auf-
bewahrungs- und Gefängniß-Anstalten, nebst den zu diesen Gebäuden gehörigen,
mit ihnen in derselben Befriedigung belegcncn Hofräumen und Gärten.

8 7. Brücken, Kunststraßen, Eisenbahnen und schiffbare Kanäle, welche mit Ge¬
nehmigung des Staats von Privat - Personen zum öffentlichen Gebrauche angelegt sind,
bleiben ebenfalls unbesteuert. Andere zum öffentlichenGebrauche dienende Grundstücke
haben dagegen keinen Anspruchauf Grundsteuer-Freiheit, wenn sie sich im Privat-Besitze
befinden.

3 8. Außerdem bleiben unbesteuert:
1. der zur HolzzuchtbestimmteBoden, welcher im alleinigen Eigenthum des Staats

befindlich ist oder dahin übergehet;
2. die außer den Dienstwohnungen und daran stoßenden Hofräumcn «nd Gärten

(8 6.) von den Erzbischöfe«,den Bischöfen, den Dom- und Curat- oder Pfarr-
geistlichcn, den Gymnasial-, Seminar- und Schullehrern durch Selbstbewirth«
schaftung oder Zcitverpachtung benutzten Grundstücke, welche eine bleibende
Dotation dieser Stellen zur Zeit bilden oder als eine solche den letzteren künftig
zugelegt werden;

3. die Domanial-Grundstückeder Stanbeshcrren, in soweit dieselbennach Maaßgabe
Unserer Verordnung vom 21. Juni 1815 und der wegen Ausführung dieser
Verordnung erlassenenInstruktion vom 30. Mai 1820 die Befreiung von ordent-
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lichen Grundsteuern genießen, und insoweit auf diese Befreiung nicht in besonderen
Verträgen verzichtetworden ist.

8 9. Ueber andere, nach dem Fuße der Grundsteuer zu erhebendeBeischläge zu
Provinzial-, Kreis- und Gemeindezwecken,bestimmen besondere Gesetze und Verordnungen.

Die in den 88 6. bis einschließlich 8. von der Staatssteucr ausgenommencnObjekte
sollen, so fern sie einen Ertrag gewähren, nichts bestowenigcrzu den Provinzial- und
Bezirks-, und Kreis- und Gemeindelasten herangezogen werden.

§ 10. Sobald die in den §8 6. bis 8. bezeichneten Grundstücke die Eigenschaften
verlieren, welchedie Befreiung von der Steuer bedingen, unterliegen sie der Besteuerung.

8 11. Bei denjenigen Grundstücken,denen nach den 88 6. bis 8. ein Anspruchauf
Steuerfreiheit nicht zusteht, hört die Steucrpflichtigkeit nur mit ihrem Untergange oder
durch das Eintreten einer bleibenden Ertrags-Unfähigkeit auf.

in. „ufstel. z 12. Das Grundsteuer-Kataster weiset in seinen Karten, Flurbüchern und Mutter¬
ners und Ermtt» sollen von sämmtlichenGrundstückendie Eigenthümer ,c. (8 13.), den Flächen-Inhalt
<elu», dn Ka. und, sofern die Grundstückenicht crtraglos sind, auch den Katastral-Ertrag derselbennach.
°bcr°Stc"er^ 8 13. Jedes Grundstückwird in der Regel auf den Namen seines Eigenthümcrs,
Verhaltn,!!-und zwar bei getheiltem Eigenthume auf den des nutzbaren Eigenthümers, in das Flur-

""""' buch und die Mutterrolle eingetragen. Ist das Eigenthum durch das vollständige Nutz¬
ungsrecht eines Dritten (eines Erbpächters oder Nutznießers) beschränkt, so.erfolgt die
Eintragung auf dessen Namen, und der Name des Eigenthümers wird nur nachrichtlich
hinzugefügt. Diese Bestimmungen finden Anwendung, es mag das vollständige oder
nutzbare Eigenthum oder das vollständige Nutzungsrecht dem Staate, einer Gemeinde,
Gemeinde-Abtheilung,Corporation, Stiftung, oder andern moralischen Person, oder einem
einzelnen Individuum zustehen. Dabei gelten folgende Vorschriften:

1. Grundstücke, welche keinen Herrn haben, oder von ihren Eigenthümern aufge¬
geben oder verlassen worden (8 41.), sind auf den Namen der Gemeinde, in
deren Feldmark sie liegen, oder wenn diese die Annahme ablehnt, als Eigen¬
thum des Staats einzutragen;

2. Grundstücke, welche sich im gemeinschaftlichen Eigenthume mehrerer Mit«Erben
oder anderer Mit-Eigenthümer befinden, werden im ersten Falle unter dem
Collcctivnamen, die Erben, oder unter dem Namen des WittwerS oder der

»Wittwe mit dem Fusatze und Mit-Erben, im letztern Falle unter dem Namen
des Mit - Eigenthümcrs, welcher den größten Antheil daran hat, mit dem
Zusätze und Mit- Eigenthümer, eingetragen. Haben alle Eigenthümer
gleichen Antheil, so erfolgt die Eintragung mit dem Zusätze und Mit» Eigelb
thümcr auf denjenigen Namen, welcher in alphabetischerOrdnung der erste
ist, wobei jedoch ein in der Gemeinde wohnender Mit-Eigenthümer den aus¬
wärts wohnenden vorgeht. Ein solches gemeinschaftlichesEigenthum bildet in
den Mutterrollen einen besonderen Artikel, der von den übrigen persönlichen
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Artikeln des Haupt - Eigentbümcrs, wie der Mit «Eigenthümer, überall ge¬
trennt bleibt.

Bei Gütern, welche im Prozeß befangen sind, wird ein ähnliches Verfahren
beobachtet, und der Inhaber unter Bemerkung des Prätendenten aufgeführt.
Grundstücke, deren Benutzung nach Unterschiedder Jahreszeit (z. B. vor und
nach Iacobi) oder nach der Art der Benutzung selbst (z. V. Weide- und Heu¬
nutzung, Weide- und Holznutzung) zwischenverschiedenen Interessenten getheilt
ist, werden unter dem Namen desjenigen, dem die Hauptnutzung zusteht, mit dem
Zusatz: und Mitnutzer eingetragen. Doch soll bei solchen Grundstücken der
Antheil des Katastral-Ertrags, oder die Steuer, welche jeder Venutzungsart
besonders anzurechnenist, durch die Katastral-Abschätzungfestgesetzt werden.

3. Wenn ein Haus mehrere Stockwerke hat, welche verschiedenenEigenthümern
zugchören, so wird der Eigenthümer des Erdgeschossesunter Bemerkung der
übrigen Eigenthümer eingetragen.

F 14. Den in den Flurbüchern und Mutterrollen enthaltenen Angaben über den
Flächen-Inhalt der Grundstückeliegt eine Parccllar- oder Stückvermessungzu Grunde.

8 15. Der in den Flurbüchern und Muttcrrollen verzeichnetesteuerbare oder Ka¬
tastral-Ertrag ist der für sämmtlichenicht crtraglose Grundstücke, in vcrhältnißmäßiger
Gleichheit, durch Abschätzung, nach dem zur Zeit der letztcrn vorgefundenen Zustande,
ohne Rücksicht auf eine zufällige Verbindung mit andern Grundstückenoder mit fremd¬
artigen gewerblichenAnlagen, ermittelte Nein-Ertrag. Die Katastral - Erträge bilden
hiernach nur Vcrhältnißzahlen und können bei Verhandlungen über die Grundsteuer nie¬
mals als die wirklichenwirthschaftlichenNein-Erträge geltend gemacht werden.

8 16. Um diesen Kataftral-Ertrag zu ermitteln, wird folgendergestalt verfahren:
». bei Ländcreien wird

1. innerhalb eines jeden Klassisications-Diftricts (einer Gemeinde-Feldmark oder
mehrerer, wegen der Gleichartigkeit der Verhältnisse, zu einer Abtheilung ver¬
einigten Gemeinde-Feldmarken) für jede Vonitätsklasse einer jeden Kulturart
der jährliche Natural-Ertrag eines Morgens mittlerer Güte bei landesüblicher
Bewirthschaftungsart, aus dem Durchschnitteeiner die gewöhnlichenWcchselfälle
im Ertrage umfassenden Ncihe von Jahren ermittelt und nach den Durchschnitts,
preisen eines bestimmten, überall gleichmäßigen Zeitabschnitts zu Gelde be¬
rechnet;

2. von diesem Geld-Erträge lediglich der, unter der Voraussetzung der angenom¬
menen Getreide-Durchschnittspreise und der bei solchen Getreidepreisen gewöhn¬
lichen Arbeitsprcise zur Gewinnung desselben für einen Morgen im Durchschnitt
erforderliche, lanbübliche Kostenbetrag abgezogen, und demnächst

3. für jedes einzelne Grundstück(jede Parcelle), nach dem auf dem vorstehenden
I.
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Wege für einen Morgen seiner Kultur«! und Bodenklasse ermittelten Ueber-
schusse (Tarifsatz pro Morgen), der steuerbare Nein-Ertrag berechnet;

I». bei Gebäuden wird
1. die Grundfläche derselben nach dem Tarifsatze des besten Ackerlandes in der

Gemeinde veranschlagt, und
2. bei Wohnhäusern und allen übrigen durch § 20. nicht ausgenommenen Gebäu¬

den außerdem noch, nach den, innerhalb der letzten 10 Jahre bekannt gewordenen
Micthsätzen, der mittlere jährliche Miethwerth ausgemittelt, von diesem aber

»». für die allmähligc Abnutzungdes Anlagekapitals, für die Unterhaltungskosten,
Verluste u. f. w. mindestens der vierte Theil und höchstensdie Hälfte dessel¬
ben, ingleichen

l»b. der nach der Bestimmung zu l. besonders veranschlagte Kataftral-Ertrag der
Grundfläche

abgesetzt.
8 17. Hinsichtlich der verschiedenen Arten der Ländereien gelten folgende Regeln:

». die zu Gebäuden gehörigen Hofräume werden wie die Grundflächen der Gebäude,
nach dem Tarifsatze des besten Ackerlandesin der Gemeinde veranschlagt.

8 18.
K. Gemüsegärten und Baumschulen können niemals geringer als das beste Ackerland

in der Gemeinde, und
o. Haiden, Moore, Sümpfe, Moräste und gewöhnlichmit Wasser bedeckte Flächen,

wüste und öde Ländercien können, wenn überhaupt noch irgend eine auch noch
so geringe Benutzung derselben möglich ist, niemals geringer als zu einem und
einem halben Silbergroschen pr«, Morgen veranschlagt werden.

§ 19. Der Katastral-Ertrag
ll. des lediglich zu Lustgärten und Alleen, oder überhaupt bloß zum Vergnügen be¬

nutzten Bodens, sodann der zu Steinbrüchen und der bei Bergwerken zu Stol¬
len, Schachten, Halden, Wegen, Wasserbehältern u. s. w. verwendeten Ober¬
fläche; ferner der Ufer, Naine, der Privat- und Servitutswege, aufgesammelten
Steinhaufen und Pfützen, so wie der Einhcgungen aller Art, als der Zäune,
Gräben, Mauern u. s. w. wird wie der, der anliegenden oder umschlossenen
Grundstücke, und

«. der nicht schiffbaren, nur zum Betriebe von Mühlen, Hütten- und andern Wer¬
ten, zu Bleichen oder zur Bewässerung und Entwässerung dienenden Kanäle,
Gräben ic., nach dem Durchschnittealler Klassen des Ackerlandes^ der Gemeinde

berechnet.
8 20. Gebäude, die zum Betriebe der Landwirthschaft, also zur Unterbringung

des WirthschaftsHiehes, der Wirthschaftsgeräthe und der Boden-Erzeugnisse bestimmt
sind, unterliegen nur der Besteuerung nach der Grundfläche (8 16. zu K. 1.). Werden
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solche Gebäude theilwcise auch zur Wohnung benutzt, so sind die hierzu bestimmten Theile
außerdem noch besonders nach dem Miethwerthe (§ 16. zu l,. 2.) zu veranschlagen.

8 21. Ziegel- und Kalkbrennereien, Hammer» und Hüttenwerke, Schmieden, Was¬
ser- und Windmühlen, Werkstätten und alle zum Betriebe von Fabriken und Manufak¬
turen eingerichtete Räume, Kauf« und Kramläden, Gewölbe, Comptoirs, Keller und
andere unterirdischeAnlagen, Waarenspeichcru. s.w., ferner: Schauspiel-, Ball-, Spiel-,
Bade- und Gcsellschafts-Häuser,Remisen, Scheuern und Ställe, die nicht bloß zur
Landwirthschaftdienen, solche Räume mögen abgesondert für sich bestehen, oder in den
Wohn- und Nebengebäuden sich befinden, werden gleich den Wohnungen selbst nach dem
mittleren Micthwcrthe veranschlagt (8 16. zu I». 2.).

8 22. Niemals darf der Katastral«Ertrag der Wohnhäuser und der im 8 21. be¬
zeichneten Gebäude geringerangesetzt werden, als:

». doppelt so hoch wie die Grundfläche, wenn nur ein Erdgeschoßvorhanden;
l,. dreimal so hoch, wenn das Gebäude außerdem noch ein Stockwerk, und viermal

so hoch, wenn solches noch mehr Stockwerkehat.
Hierbei soll jedoch das Dach nicht als ein Stockwerk berechnetwerden, wie auch dessen
Einrichtung seyn mag.

8 23. Bei der Abschätzungder Grundstücke bleiben die etwa darauf haftenden
grundherrlichen und sonstigenLasten und Servituten aller Art unbeachtet, und der Kata-
ftml-Ertrag wirb nach den 88 15. bis 22. ganz so festgestellt, als wenn diese Lasten
und Servituten nicht vorhanden wären.

8 24. Die vorstehendenBestimmungen (§8 4. bis 23.) sollen, insoweit sie bei dem
seit dem Jahre 1818 aufgenommenen rheinisch-westphälischcnKataster nicht bereits zum
Grunde liegen, ungesäumt zur Ausführung gebracht werden. Insofern bei den bereits
aufgeführtenoder noch auszuführenden Kataster-Arbeiten materielle Irrthümer in Betreff
einzelnerGrundstückeauf dem durch eine besondere Instruction vorgeschriebenenWege
nachgewiesen werden können, bleibt deren Berichtigung vorbehalten,und sollen desfallsige
Reklamationen,wettn sie begründet gefunden, für den Interessenten kostenfreierledigt
werden.

8 25. In der Folge soll von Zeit zu Zeit eine Revision der Katastral-Abschätzun- vi. Ver>°d„chc
gen der Gebäude und kultivirten Grundstücke und eine Erneuerungder Karten, Flur- ^'""^ b°«
büchcr und Muttcrrollcneintreten, und der Entwurf einer diescrhalb zu erlassendenVcr« «ra'nd",'^^.
orbnung, sogleich nach Beendigung der in der Ausführung begriffenen Nacharbeiten, Un- Er" ""°w "cr
fern getreuen Ständen zur Begutachtung vorgelegt werden. Zw>,chenie>,."

8 26. Bis zu dem Eintreteneiner solchen Revision und später in der Zwischenzeit ""cft" m7g°"
von einer Revision bis zur andern, erleidet der Katastral-Ertragder bcstcucrungsfähigcn
(der wirtlich besteuerten, wie der nach den 88 6. bis 8. zur Steuer zur Zeit nicht heran¬
gezogenen) Grundstücke, außer der im 8 24. gedachtenBerichtigung materieller Irrthü¬
mer, im Einzelnen und im Ganzen nur dadurch eine Veränderung,daß

1.5
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». besteuerungsfähigc Ländcreien durch Alluvion, Trockenlegungein^s Flußbettes zc.
neu entstehen, oder durch Abspülung, bleibende Ueberschwemmungen,Versand«»«
gen lc. untergehen oder für die Dauer ertragsunfähig werden, oder dadurch, daß

l,. Gebäude durch Neubau entstehen, oder durch Abbruch, Einsturz, Brand :c. ein¬
gehen, oder durch Umwandlung aus der Klasse der lediglich nach der Grund¬
fläche besteuerten (Z 20.) in die der außerdem auch noch nach dem Miethwerthe
besteuerten Gebäude (F 16. und 21.), oder aus der letztem Klasse in die erstere
übergehen, oder endlich durch Veränderungen in ihrer Substanz am steuerbaren
Rein-Ertrage wesentlichgewinnen ober verlieren.

8 27. Neu entstandene Ländcreien bleiben in dem Jahre, in welchem sie entstan«
den sind, und demnächstnoch zwei Jahre hindurch unbcsteuert.

Neu erbaute oder vom Grunde aus wieder aufgebaute steuerpflichtigeGebäude un¬
terliegen in dem Jahre, in welchem sie bewohnbar werden, und demnächst noch zwei
volle Jahre hindurch, keiner andern Besteuerung als derjenigen nach dem bisherigen
Katastral»Ertrage der Grundfläche. Nach Ablauf dieser Zeit beginnt die Besteuerung
nach den Bestimmungen des 8 16. zu l>.

8 28. Veränderungen im Rein-Ertrage der Grundstücke, welche durch Urbar¬
machung, Kultur-Verbesserung u. s.w., oder Verödung, Kultur-Verschlechterung u. s. w.
eintreten, haben nicht früher einen Einfluß auf die Besteuerung, als bis die im 8 25.
vorbehaltencn periodischenRevisionen der Katastral-Erträge der Grundstücke eintreten.

Bei nachstehendenUrbarmachungen und Kultur-Verbesserungen, nämlich:
». bei Holz-Anpflanzungen oder Ansäeungcn auf wüsten Ländereien;
t>. bei Austrocknung von Sümpfen;
o. bei Wein- und Obstpflanzungen;
ll. bei Gärten, Aeckern, Wiesen und Weiden, die auf Wild- und Ocd-Ländcreien

oder auf seit mehr als 15 Jahren nicht gebautem Acker angelegt werden, erfolgt
die Abschätzung zwar, wie bei allen übrigen Kultur-Veränderungen, bei Gele¬
genheit der periodischenRevisionen. Wenn aber die beabsichtigteKultur-Ver¬
besserung vor dem Beginne derselben dem Bezirks-Steuer-Controleur oder der
Ortsbehörde angezeigt und nach der Ausführung nachgewiesenworden ist, wor¬
über eine unentgeldliche Bescheinigung ertheilt wird, und seit der bewirkten
Verbesserungbis zur Revision der Katastral «Erträge

in dem Falle zu ». 30 Jahre
,/ // /, „ d. 25 »/
„ ,/ // „ o. 20 /,
„ ,/ // /, ll» 10 ,/

noch nicht verflossensind, so muß der frühere Katastral-Ertrag auch nach bewirk¬
ter Revision bei der Besteuerung so lange zu Grunde gelegt werden, bis der
vorgedachteZeitraum abläuft. Gleiche Begünstigung soll auch den, vor Emani»
rung dieses Gesetzes vorgenommenenMeliorationen zu Theil werden, wenn die
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Anzeige derselben bei den genannten Behörden innerhalb Jahresfrist nach Ver¬
kündigung desselben erfolgt. — Ist die vorschriftsmäßige Anzeige der Kultur-
Verbesserungunterblieben, so wird bei der Revision der Katastral-Erträge der
Grundstücke, bei welchen die Verbesserungzur Sprache kommt, angenommen,
daß dieselbe im ersten Jahre nach der Katastrirung oder nach der letzten Revi¬
sion der Grundstücke ausgeführt worden.

§ 29. Alle übrigen Ertrags-Erhöhungen (mit Ausnahme der im 8 28. gedachten
Fälle) werden gleich im folgenden Jahre, nachdem die durch die Revision ermittelten
Katastral- Erträge festgesetzt sind, bei der Besteuerung berücksichtigt.

z 30. Sämmtliche Kataster-Verhandlungen, Original-Karten und Bücher werden ^^",»««7.
bei den Regierungen aufbewahrt.

Die Gemeinden erhalten Copien der Flur- und Gemeinde-Karten, Flurbücher, Mut-
tcrrollen und alphabetischeRegister oder summarischeMutterrollen, und haben für deren
Aufbewahrung im Archiveder Gemeinde, oder des Gerichts, oder in einem andern dazu
geeigneten Archivlokale, nach der näheren Anweisung der Negierungen, Sorge zu tragen.

Diese Copien der Kataster-Documentc sind zum öffentlichen Gebrauche bestimmt,
jedoch nur durch Vermittelung der Beamten, denen die Aufbewahrung obliegt. — Ins¬
besondere dürfen Auszüge und Abschriften nur durch diese Beamten oder unter deren
unmittelbarer Aufsicht und Verantwortlichkeit, und Copien der Karten nur durch sach¬
kundige Personen angefertigt werden. Jedem Eigenthümer soll, gegen Vergütung der
Schreibgebühr, ein stcmpelfrcicrAuszug auf Verlangen zu jeder Zeit ausgefertigt werden.

8 31. Um die Kataster-Karten, Flurbücher und Muttcrrollen bei der Gegenwart
zu erhalten, werden die vorkommendenVeränderungen jährlich aufgenommen und nach¬
getragen. — Dies geschieht namentlich hinsichtlich aller Veränderungen, welchedadurch
eintreten:

1. daß bisher steuerpflichtige Grundstückein die Klasse der unbestcuerten, oder bisher
unbesteucrtcGrundstückein die Klasse der steuerpflichtigenübergehen; (8 6. bis 8.)

2. daß besteuerungsfähige Ländereien neu entstehen, oder untergehen, ober völlig
und dauernd crtragsunfähig werben, oder Gebäude neu entstehen oder gänzlich
eingehen, oder aus der Klasse der nur nach der Grundfläche besteuertenin die der
außerdem auch nach dem Micthwerthe besteuerten Gebäude, oder aus dieser in
jene Klasse übergehen, oder endlich durch Veränderungen in ihrer Substanz am
steuerbaren Nein-Ertrage wesentlichgewinnen oder verlieren; (§ 26.)

3. baß die Grenzen der Gemeinde-Feldmarkenoder die Landcsgrenzen berichtigt ober
verlegt werden;

4. daß die Eigenthümer,c. der Grundstückewechseln.
8 32. Die Grundcigcnthümcr sind verpflichtet, diese vorstehend unter 1. 2. und 4.

gedachtenVeränderungen dem Bürgermeister oder dem mit der Aufnahme des Güter¬
wechsels beauftragten Beamten, mündlich ober schriftlich anzuzeigen und die zur Berich¬
tigung der Kataster-Bücher und Karten erforderlichenMaterialien beizubringen, widrigen-
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falls die Herbeischaffungder letztern auf ihre Kosten bewirkt wird. Neue Erwerber sind
außerdem verpflichtet, den Titel, Kraft dessen sie Eigenthümer geworden sind, anzugeben
und die vorhandenen Urkunden vorzulegen, deren Mangel jedoch durch die mündliche
oder schriftliche Erklärung beider Parthiecn ersetzt werden kann.

8 33. Ist die Anzeige einer vorgekommenenVeränderung gar nicht, oder nicht
zur gehörigen Zeit geschehen; so wird der in der Mutterrolle aufgeführte Eigenthümer
(8 13.) auch ferner als solcher betrachtet, und kann, ohne daß dadurch sein Nachfolger
im Besitz von der ihm gesetzlich obliegenden Verhaftung für die Grundsteuer entbunden
wirb, zur Entrichtung der letzter« so lange angehalten werden, bis die Fortschrcibung
und Berichtigung der Mutterrolle erfolgt ist.

8 34. Auf den Grund der jährlichen Veränderungs-Aufnahmen werben die Mutter»
rollen berichtiget, die nöthigen Ergänzungen zu den Karten und Flurbüchern angefertigt,
und die hiernach sich ergebenden Kataster-Erträge für jeden Regierungsbezirk, und für
die westlichenProvinzen überhaupt, zusammengetragen,

vi. Etc,,«, § 35. Der Gcsammt-Katastral-Ertrag aller der Besteuerung unterliegendenGrund-
Veranlagung, ^Itt^ die Grundsteucr-Hauptsummc, der allgemeine Steuer-Prozentsatz und der darnach

von jedem Regierungsbezirke aufzubringendeGrundsteuer-Betrag sollen von dem Finanz-
Ministerium festgestellt, und durch die Amtsblätter bekannt gemacht werden.

8 36. Der für jeden Regierungsbezirk festgestellten Grundsteucr-Hauptsummc
werde» die Staats- und Provinzial-Beischläge und die Hebe-Gebühren zugesetzt, und
hiernach wird das Verhältniß bestimmt, nach welchem für alles steuerpflichtigeGrund-
Eigenthum die Steuer-Beträge des betreffenden Jahres gleichmäßig in den Steuer-
Heberollen zu berechnensind.

Eine Nachweisungder von jeder Steuer-Gemeinde nach den Heberollen zu entrich¬
tenden Grundsteuer-Hauptsummc und Beischläge ist in jedem Regierungsbezirk jährlich,
durch die Amtsblätter bekannt zu machen.

8 37. Die Regierungen vollziehen die Heberollen und fertigen solche den Steuer-
Empfängern zu, welche sogleich nach dem Empfange derselben, jeden Steuerpflichtigen
schriftlich und kostenfrei von dem Betrage seiner Iahres-Stcuer in Kenntniß zu setzen haben.

Der Tag, unter welchemdie Heberollen den Steuer-Empfängern zugefertigt worden
sind, wird durch die Amtsblätter bekannt gemacht.

Wer gegen die in den Heberollen angesetztenSteuer-Beträge Einwendungen zu
machen hat, muß dies, von jenem Tage an gerechnet, binnen, drei Monaten bei dem
Verwaltungs-Beamten schriftlich anzcigcn.

Später eingehendeBeschwerdenbleiben für das laufende Jahr unberücksichtigt.
8 38. Die Grundsteuer ist in den ersten acht Tagen eines jeden Monats mit einom

Zwölfthcilc des Jahres-Betrages zu entrichten.
VII, Erhebung § 39. Zur Entrichtung derselben ist jeder in den Mittlerrollen und nach diesen in
l« Olcucr. ^ Heberollen eingetragene Eigenthümer, Erbpächtcr oder Nutznießer verbunden. Bei

Grundstücken, welche mehreren Eigenthümern gemeinschaftlichgehören, hat der Eigene
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thümer. welcher die Steuer zahlt, das Recht, den Betrag von den übrigen Miteigen,
thümern wieder einzuziehen. Bei einem verpachteten oder vermietheten Grundstücke ist
außer dem Eigenthümer, Erbpächter oder Nutznießer auch der Pächter oder Miether
verpflichtet, die während der Pacht- oder Miethzeit fällige Grundsteuer auf Verlangen
des Steuer. Empfängers zu berichtigen, insoweit dieselbe den Betrag des schuldigen
Pacht, ober Miethzinses nicht übersteigt. Die Empfänger, welche in einem oder andern
Falle die vorschriftsmäßigen Zwangsmittel gegen die Steuerschuldner in 3 nacheinander
folgenden Jahren, von dem Tage des Empfangs der Rollen an gerechnet, nicht ange.
wendet haben, verlieren, so wie der Steuersiskus selbst, alle fernern Ansprüche und
Rechte gegen die Schuldner, welche Verjährung sich auch auf jene Summen bezieht,
hinsichts welcher das Zwangsverfahren zwar, eingeleitet war, jedoch in 3 Jahren nicht
fortgesetztworden ist.

8 40. Der, die Grundsteuer nach dem gesammtcn steuerbaren Nein-Ertrage entrich¬
tende Eigenthümer, Erbpächtcr oder Nutznießer eines belasteten Grundstücks ist befugt,
von dem einen Theil dieses Nein-Ertrages beziehendenBerechtigten ein Fünftel von
allen zu leistendenAbgaben und Verpflichtungenin Abzug zu bringen, wenn nicht aus
dem Inhalt von Verträgen oder Urkunden eine ausdrücklicheVcrzichtlcistungauf einen
solchen Entschädigungs-Anspruchnachgewiesenwerben kann, und soll sodann der Berech¬
tigte auch nur '/- der auf seinen Berechtigungenhaftenden Verpflichtungenzu leisten haben.

8 41. Ein Grund-Eigenthümer (8 13.) kann sich, in sofern besondereBestim-
mungen oder die Rechte eines Dritten nicht entgegenstehen, von der Verbindlichkeitzur
Steuerzahlung dadurch befreien, daß er auf das Eigenthum an dem besteuerten Grund¬
stücke in rechtsverbindlichcrForm für immer Verzicht leistet, bleibt jedoch für die bis
zur Abgabe dieser Erklärung fällig gewordene Steuer verhaftet. Die später fällig
werdende Steuer fällt nach den §8 13. und 39. der Gemeinde, in deren Feldmark das
Grundstückbelegen ist, oder dem Staate zur Last.

8 42. Die Vorrechte der Steuerkasse bei Einforderung der Grundsteuer bestimmen
die bestehendenGesetze. Die Einrichtung der Elementar-Erhebung sämmtlicherdirectcn
Steuern und das dabei anzuwendende Erecutions-Verfahren sind oder werden durch
besondereVorschriften geordnet. Bis dahin verbleibt es bei den bestehenden Vorschriften,
und tritt derjenige unter den Mit-Eigenthümern, welcher für die übrigen die Steuer
entrichtet hat, im Falle des Concurscs gegen dieselben, in alle der Stcuerkasse zuste¬
henden Vorrechte ein.

8 43. Der Deckungsfondsist ein Eigenthum der Grundsteuerpflichtigendes Negicrungs- vm,
bezirls, und wird durch die im 3 2. zu K. gedachtenBeischläge gebildet. Außerdem Decku»,«f°»bi.
werben zu demselbenauch die Steuer-Beträge eingezogen, welche etwa von irrthümlich in
die Heberollen übergegangenen Grundstückennachträglich für einziehbar erklärt werden.

8 44. Aus dem Deckungsfonds werden bezahlt:
1. die Iahresstcucr von den etwa durch ein Verseben zur Steuer veranlagten steuer¬

freien Grundstücken;
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2. die Steuer von den, bei der Steuer-Veranlagung besteuerungsfähigcn, nach der«
selben aber untergebenden oder crtragsunfähig oder steuerfrei werdenden Grund¬
stücken für den Zeitraum von dem Eintreten dieser Veränderung bis zum Ablauft
des Jahres;

3. die unbcibringlichenSteuerquotcn.
8 45. Wenn nach Bestreitung dieser Zahlungen in dem Deckungsfonds noch ein

Ueberschuß bleibt, so ist derselbe zu benutzen:
1. zur Zahlung der Steuer von den nach dem Miethwerthe besteuertenGebäuden,

welche ein ganzes Jahr hindurch (vom lften Januar bis zum letzten December)
unbenutzt geblieben sind;

2. zu Nachlässenwegen solcher Unglücksfälleund Ereignisse, welche, wie z. B. Be-
schädigung der nach dem Miethwcrthc besteuerten Gebäude, durch Brand, Sturm¬
wind :c., oder Beschädigung der Feldfrüchte durch Hagelschlag, Überschwem¬
mung :c., ohne die Grundstückeselbst zu zerstören oder ertragsunfähig zu machen,
(8 44. zu 2.) doch den gänzlichenoder theilweisen Verlust des Ertrages für ein
oder mehrere Jahre zur Folge haben;

3. zu außerordentlichen Unterstützungenbei den vorgedachten, auf den Ertrag der
Grundstückeunmittelbar einwirkenden, oder bei andern, in dem Verluste der ein¬
gebrachten Feldfrüchte und Wirthschafts-Vorräthe, des Wirthschafts-Viehes oder
des Inventariums entstehendenUnglücksfällen,insofern solche Unterstützungennoth¬
wendig sind, um die Steuerpflichtigen in zahlungsfähigem Zustande zu erhalten;

4. zu den bei der Ermittelung des Schadens in Nachlaßfällen etwa vorkommenden
unvermeidlichenKosten.

8 46. Die aus dem Deckungsfonbs bewilligten Unterstützungs-Beträge können
weder zu Gunsten der Gläubiger des Steuerpflichtigen mit Beschlag belegt, noch zur
Abtragung von Abgabe-Resten in Anspruchgenommen werden.

§ 47. Ueber die Verwendung des Deckungsfonds haben die Negierungen auf den
Grund der von ihrer Hauptkasscabgelegten Rechnungen jährliche Uebersichtenaufzustellen
und durch die Amtsblätter bekannt zu machen, und vollständige detaillirte Nachweisen
den Provinziell-Landtagen für die verflosseneZeitpcriode jedesmal vorzulegen.

Ueber das bei der Nachsuchung, Bewilligung und Verrechnung der Steuer »Nach«
lasse und Unterstützungenzu beobachtendeVerfahren erläßt das Finanz-Ministerium eine
besondere Anweisung.

8 48. In soweit die im Umfange der westlichen Provinzen bestehendenGesetze
und die in Folge derselben von den Verwaltungs-Behörden erlassenenVorschriften den
Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzeswidersprechen oder von denselben abweichen,
werden sie vom Isten Januar 183 ab, außer Kraft gesetzt.

8 50. Das Finanz-Ministerium ist ermächtigt, die zur Ausführung dieses Gesetzes
«twa noch erforderlichenAnordnungen zu erlassen.
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